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Namibia: Belastungen des Übergangs nach 
und nach ausgeräumt - Freie und allgemei­
ne Wahlen - Unabhängigkeit am 21.März -
160.Mitgliedstaat der Vereinten Nationen 
(14) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 4/ 
1989 S.130ff. fort und schließt zugleich die 
seit 1982 vom Verfasser fortgeführte Be­
richterstattung über die Ereignisse u m die 
Entkolonisierung des einstigen Südwestaf­
rika ab. - Vgl. auch V N 6/1989 S.198 sowie 
die Aufsätze von Henning Melber und 
Christian Tomuschat in diesem Heft.) 

I m Rückblick kann trotz einiger Ein­
schränkungen die m i t dem Akronym »UN-
TAG« verbundene Übergangszeit auf 
Grundlage der Resolution 435(1978) des Si­
cherheitsrats als ein erfreulich erfolgrei­
ches Engagement der Vereinten Nationen 
gewertet werden. Damit erwies sich die 
ursprünglich vorhandene Skepsis, die 
durch die blutigen Auftakttage der Über­
gangsphase i n Namibia zu Anfang Apr i l 
1989 angesichts der UNTAG-fNicht-(Prä­
senz Nahrung erhielt, auf Grund des weite­
ren Ablaufs i m nachhinein als weitgehend 
unbegründet. Die letzten Etappen auf dem 
Wege zur formalen Unabhängigkeit der 
einstmals deutschen Kolonie sind nachfol­
gend zusammengefaßt. 

Besorgnis über Lage im Innern 

Angesichts zahlreicher Indizien, die von ei­
ner fortgesetzten Präsenz der unter südafri­
kanischem Befehl stehenden Südwestafri­
kanischen Territorialstreitkräfte (South 
West African Territorial Force, SWATF) und 
der Polizei-Sondereinheit -Koevoet< (Brech­
stange) auch noch nach dem Besuch des 
UN-Generalsekretärs Perez de Cuellar i m 
Juli 1989 zeugten und die Versuche zur Ein­
schüchterung der Bevölkerung insbesonde­
re i m Norden Namibias i m Zuge der Wäh­
lererfassung deutlich werden ließen, bean­
tragten die afrikanischen Staaten und die 
Blockfreien am lO.August (UN Does. S/ 
20779 und S/20782) ein Zusammentreten 
des Sicherheitsrats; dieser befaßte sich 
vom 16. bis 29.August m i t der Lage in Na­
mibia. Als besonders dringlich wurde die 
i m Lösungsplan festgelegte Demobilisie­
rung der (para-)militärischen Einheiten i m 
Solde Südafrikas erachtet. Auch wurden 
die i m Entwurf vorliegenden Verordnungen 
des südafrikanischen Generaladministra­
tors Louis Pienaar zur Wählerregistrierung, 
dem Wahlakt und der Verfassunggebenden 
Versammlung als unzulänglich kritisiert. 
Der Sonderbeauftragte des UN-General­
sekretärs für Namibia, Mar t t i Ahtisaari, 
wurde nachdrücklich aufgefordert, entspre­
chend seinem Auftrag Benachteiligungen 

abzubauen zu suchen. Mehrfach wurde 
darauf hingewiesen, daß die Sicherstellung 
freier und fairer Wahlen gemäß Resolution 
435(1978) - wie auch bekräftigt durch Re­
solution 632(1989) - zu seinen zentralen 
Aufgaben gehöre. Auch müsse der Sonder­
beauftragte sicherstellen, daß er gemäß sei­
nem Auftrag i m Verlauf des gesamten 
Wahlprozesses jederzeit ohne Beeinträchti­
gung die Einhaltung der Bestimmungen 
von Resolution 435 überprüfen und ge­
währleisten könne. 
Als Ergebnis der Befassung wurde am 
29.August die Resolution 640(1989) vom 
Sicherheitsrat einstimmig verabschiedet 
(Text: V N 1/1990 S.35f.). Sie betont unter 
anderem die Pflicht aller am Wahlvorgang 
beteiligten Parteien - insbesondere Südaf­
rikas - zur Einhaltung des i n den Resolu­
tionen 435 und 632 festgelegten Verfah­
rens, fordert die Auflösung aller paramilitä­
rischen und ethnischen Einheiten, insbe­
sondere der >Koevoet<, sowie den Abbau ih ­
rer Kommandostrukturen. Weiterhin wird 
der Generalsekretär aufgefordert, die Grö­
ße des UNTAG-Militärkontingents darauf 
zu überprüfen, ob es zur Wahrnehmung der 
i h m zugewiesenen Aufgaben i n der Lage 
sei. Auch sei die Angemessenheit der 
Zahl ziviler Polizeibeobachter zu überprü­
fen (eine Verstärkung des Polizeikontin­
gents fand später dann auch statt). 
Weiterhin, so die Resolution 640, solle der 
Generalsekretär sicherstellen, daß der zu 
schaffende gesetzliche Rahmen m i t den in­
ternational akzeptierten Normen zur Ge­
währleistung freier und fairer Wahlen über­
einstimme. Die strenge Unparteilichkeit 
der Medieneinrichtungen, insbesondere 
des (von der Verwaltung Südafrikas kon­
trollierten) Rundfunks und Fernsehens 
müsse gewährleistet werden. Ferner wurde 
der Generalsekretär beauftragt, dem Rat 
vor Ende September 1989 erneut zu berich­
ten. 

Beseitigung letzter Hindernisse 

Wider Erwarten ließen sich die vom Sicher­
heitsrat angesprochenen kritischen Punkte 
i m Zuge einer zunehmend kooperativen 
Interaktion zwischen dem UN-Sonderbe­
auftragten und dem südafrikanischen Ge­
neraladministrator i n wesentlichen Punk­
ten einigermaßen zufriedenstellend klären. 
In einer Erklärung vom 13.Oktober 1989, 
die der südafrikanische Botschafter Jeremy 
Shearer dem Sicherheitsrat am 31. Oktober 
zur Kenntnis gab (S/20927), bestätigte der 
Generaladministrator den Vollzug der voll­
ständigen Demobilisierung der »Koevoet'-
Angehörigen innerhalb der südwestafrika­
nischen Polizei verbände. Dies sei - so die 
Erklärung - geschehen, nachdem der U N -
Sonderbeauftragte und der Generalsekretär 
Zusicherungen hinsichtlich der Sicher­
heitslage i m Lande abgegeben hätten. Der 

Demobilisierungsprozeß sei unter Aufsicht 
von UNTAG-Beobachtern erfolgt, die ihre 
Zufriedenheit m i t dem Vorgang erklärt 
hätten. Kurz zuvor, am 9.Oktober, konnte 
das Tauziehen u m die gesetzliche Regelung 
der Wahlen und die Verfahrensangelegen­
heiten für die Verfassunggebende Ver­
sammlung durch einen Briefwechsel des 
Sonderbeauftragten m i t dem Generaladmi­
nistrator geklärt werden. Die detaillierten 
Änderungsvorschläge Ahtisaaris, die von 
Pienaar allesamt nach vorhergegangenen 
Gesprächen lapidar akzeptiert wurden, 
sind i n einem Anhang zum Bericht des Ge­
neralsekretärs vom 14.November 1989 (S/ 
20967) dokumentiert. 
A m 1.November 1989 - also knapp eine 
Woche vor Beginn der vom 7. bis 11.Novem­
ber durchgeführten Wahlen - sorgte eine 
Erklärung des südafrikanischen Außenmi­
nisters Botha jedoch kurzzeitig noch ein­
mal dafür, daß die relative Ruhe und Fried­
fertigkeit der Endphase des Wahlkampfs 
empfindlich gestört wurde. Botha berief 
sich auf Geheimdienstquellen, denen zu­
folge eine Invasion von SWAPO-Guerille-
ros aus Angola bevorstehe. Kurzzeitig wur­
den so Erinnerungen an die Schreckenstage 
Anfang A p r i l wachgerufen. Allerdings er­
wies sich die Angelegenheit als Rohrkre­
pierer, der letztlich nur den südafrikani­
schen Außenminister blamierte. Schon am 
3.November 1989 konnte der Präsident des 
Sicherheitsrats i n einer Erklärung namens 
der Ratsmitglieder (S/20946; Text: S . l l l 
dieser Ausgabe) den falschen Alarm entlar­
ven. A m 4.November übermittelte der süd­
afrikanische Botschafter dem Generalse­
kretär eine Stellungnahme seines Außen­
ministers (S/20947), i n der dieser seinen 
peinlichen Schnitzer (der i h m - wie Ken­
ner vermuten - von Teilen des südafrikani­
schen Militärs gezielt zur Bloßstellung ein­
gebrockt worden war) eingestehen mußte. 
Die Befürchtung, die Wahlen könnten so 
noch i n letzter Minute von Südafrika ver­
hindert werden, erwies sich schließlich als 
hinfällig. 

Bereits am 6.0ktober 1989 (S/20883) - er­
gänzt am 16.Oktober u m den Bericht der 
•United Nations Mission on Detainees' (S/ 
20883/Add.l), der die Ergebnisse einer Un­
tersuchungskommission hinsichtlich der 
Gefangenen der SWAPO i n Angola wieder­
gab (vgl. S.92f. dieser Ausgabe) - hatte der 
Generalsekretär nach einer Fristverlänge­
rung u m eine Woche seiner Berichtspflicht 
gemäß Resolution 640( 1989) Folge geleistet 
und den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte unterrichtet. Dieser hatte dar­
auf am 31.Oktober 1989 m i t der einstim­
migen Verabschiedung seiner Resolution 
643 (Text: S.llOf. dieser Ausgabe) reagiert 
und seine Entschlossenheit betont, Reso­
lut ion 435 »in ihrer ursprünglichen und 
endgültigen Form« zur Sicherstellung 
freier und fairer Wahlen i n Namibia umzu-
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setzen. Gleichzeitig wurden alle beteilig­
ten Parteien - insbesondere Südafrika - er­
neut aufgefordert, die formulierten Bedin­
gungen umgehend, umfassend und voll­
ständig einzuhalten. Der Generalsekretär 
wurde beauftragt, alle notwendigen Vor­
kehrungen i n Übereinstimmung m i t dem 
UN-Lösungsplan zu treffen. Im Falle der 
Nichteinhaltung der Regularien werde sich 
der Sicherheitsrat vor den Wahlen erneut 
zusammenfinden, u m die Sachlage zu erör­
tern und geeignete Maßnahmen i n Erwä­
gung zu ziehen. Der Generalsekretär wur­
de u m einen weiteren Bericht »so bald wie 
möglich« ersucht, den dieser am S.Novem­
ber 1989 (S/20943) vorlegte. Darin konnte 
er auf die Klärung aller bedeutsamen Punk­
te verweisen. Er gelangt so auch zu der ab­
schließenden Einschätzung, daß - dem Ur­
teil seines Sonderbeauftragten folgend -
unter dem Strich zufriedenstellende Bedin­
gungen bestünden, die eine Durchführung 
der freien und allgemeinen Wahlen i n Na­
mibia zum geplanten Zeitpunkt zuließen. 
Dennoch bleibe die Situation vor allem i n 
einigen Regionen des Landes prekär. Den 
politischen Parteien sei jedoch ein Lob aus­
zusprechen, daß sie sich so viel Zurückhal­
tung und Mäßigung auferlegt hätten, in­
dem sie einem von ihnen unterzeichneten 
Verhaltenskatalog i m Wahlkampf Folge ge­
leistet hätten. 

Gelingen des Wahlprozesses 

A m 14.November 1989 ließ der General­
sekretär einen weiteren Bericht an den Si­
cherheitsrat folgen (S/20967). Er enthält 
bereits die Einzelangaben zur Wahlbeteili­
gung, zur organisatorischen Durchführung 
und zum Endergebnis der Wahlen (siehe 
hierzu auch V N 6/1989 S.198), das die SWA-
PO m i t einem Ante i l von über 57vH der 
abgegebenen Stimmen als Vertretung der 
Bevölkerungsmehrheit legitimierte. Darin 
wird ferner mitgeteilt, daß in Abstimmung 
zwischen dem Sonderbeauftragten und 
dem Generalsekretär noch vor Bekanntga­
be des amtlichen Wahlergebnisses beschei­
nigt werden konnte, daß der Wahlprozeß zu 
jeder Zeit frei und fair verlaufen sei und zur 
allgemeinen Zufriedenheit durchgeführt 
wurde. 
Die Tatsache einer Wahlbeteiligung von 
über 97vH der Stimmberechtigten, der 
friedliche und geordnete Ablauf der Wahlen 
und die Einhaltung des Verhaltenskodex 
durch die beteiligten Parteien wertete der 
Generalsekretär als Zeugnis der pol i t i ­
schen Reife des namibischen Volkes. Wei­
terhin schrieb er die weitgehend reibungs­
lose Durchführung des Wahlprozesses so­
wohl den wirksamen Vorkehrungen des 
Generaladministrators und seines Stabs als 
auch der ausgezeichneten Leistung der 
UNTAG bei der Überwachung und Kon­
trolle dieser Maßnahmen zu. 
Schon am 12.November 1989 hatte der süd­
afrikanische Außenminister Botha (S/ 
20966) seine Dankbarkeit über den Verlauf 
der Wahlen kundgetan. Die wichtigste Pha­
se des Unabhängigkeitsprozesses sei damit 
zu einem erfolgreichen Ende gelangt. Das 
Südliche Afrika, so Außenminister Botha 

weiter, trete i n eine neue Ära ein, i n der die 
Betonung auf der wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit liege und ideologische Differen­
zen in den Hintergrund gedrängt würden. 
Diese Aussage wurde auch wenige Wochen 
später i m Zusammenhang m i t der 16.UN-
Sondergeneralversammlung von Botha vor­
getragen und wurde bereits an anderer Stel­
le bewertet (vgl. V N 2/1990 S.63ff.|. 
In einer Erklärung vom 20.November 1989 
(S/20974; Text: S . l l l dieser Ausgabe) drück­
te der Präsident des Sicherheitsrats na­
mens des Rates Genugtuung über den er­
folgreichen Abschluß der Wahlen aus. Da­
m i t sei der Weg für die Verfassunggebende 
Versammlung und die frühe Unabhängig­
keit zu einem von dieser festgelegten Zeit­
punkt geebnet. Er beglückwünschte das 
Volk Namibias zur »erfolgreichen Aus­
übung seiner demokratischen Rechte«. Fer­
ner wurde durch die Ratsmitglieder die 
weitere wichtige Rolle der Vereinten Natio­
nen i n der Übergangsphase bekräftigt, da­
m i t i n Übereinstimmung mi t dem UN-Lö­
sungsplan die Verfassunggebende Ver­
sammlung frei von jeglicher Einmischung 
eine Verfassung erarbeiten könne, die der 
Souveränität Namibias Ausdruck verleihe. 

Im Eiltempo zur Unabhängigkeit 

M i t unerwarteter Schnelligkeit und überra­
schend einmütig vollzogen sich die 
Schlußetappen des Entkolonisierungspro-
zesses. Die Verfassunggebende Versamm­
lung nahm per Akklamation einen Antrag 
der SWAPO-Fraktion an, die von der westli­
chen Kontaktgruppe nach Konsultation der 
Konfliktparteien 1982 vorgelegten Verfas­
sungsprinzipien (S/15287) zur Grundlage 
ihrer Arbeit zu machen (S/20967/Add.l, 
Ziff.4). Die Verfassung selbst (vgl. den A r t i ­
kel von Christian Tomuschat i n diesem 
Heft) wurde nach intensiven Debatten und 
mehrfachen Änderungen des Entwurfs ein­
stimmig angenommen. Ebenso einmütig -
also auch m i t Zustimmung aller oppositio­
nellen Parteien - wurde SWAPO-Präsident 
Sam Nujoma am 16.Februar 1990 zum er­
sten Präsidenten des künftigen unabhängi­
gen Namibia gewählt. Als Tag der Unab­
hängigkeit wurde der 21.März festgelegt, 
jenes Datum, das an das Massaker von 
Sharpeville i n Südafrika 1960 erinnert und 
von den Vereinten Nationen jährlich welt­
weit als Jnternationaler Tag zur Beseiti­
gung der Rassendiskriminierung' begangen 
wird . 
UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuel-
lar hielt sich zu den Unabhängigkeitsfeiern 
vom 19. bis 23.März 1990 i n Windhoek auf 
und nutzte den Anlaß - dem ranghohe Ver­
treter fast aller Staaten beiwohnten (als 
einzige Regierung erhielt Israel keine Ein­
ladung, statt dessen nahm PLO-Führer Ara­
fat an den Feierlichkeiten teil) - zu zahlrei­
chen bilateralen Gesprächen vor Ort, unter 
anderem m i t dem OAU-Vorsitzenden M u ­
barak, dem südafrikanischen Präsidenten 
de Klerk sowie den Außenministem der 
USA und der Bundesrepublik Deutschland, 
Baker und Genscher. 
Perez de Cuellar hielt die Eröffnungsrede 
zur offiziellen Unabhängigkeitszeremonie, 

Karikatur des UN-Sonderbeauftragten 
Martti Ahtisaari in der der SWAPO nahe­
stehenden Windhoeker Zeitung >The Na­
mibias am 12.Mai 1989 

die i n der Nacht vom 20. zum 21.März 1990 
vor über 30 000 Menschen i m überfüllten 
Leichtathletik-Stadion außerhalb Wind-
hoeks stattfand. Nach einer Rede des südaf­
rikanischen Präsidenten de Klerk, dem 
Einholen der südafrikanischen Fahne und 
dem Hissen der Flagge des unabhängigen 
Namibia wurde Namibias erster Präsident 
Sam Nujoma vom Generalsekretär der Ver­
einten Nationen vereidigt - eine Premiere 
nicht nur für den neuen Staat, sondern 
auch für die Weltorganisation. Namibia 
war damit zum jüngsten unabhängigen 
Staat geworden. Der Festakt beendete die 
Ära des 106 Jahre dauernden Status einer 
fremdbestimmten, abhängigen Kolonie, 
die ein Vierteljahrhundert entgegen den 
einschlägigen Beschlüssen sowohl des Si­
cherheitsrats der Vereinten Nationen als 
auch des Internationalen Gerichtshofs von 
der ehemaligen Mandatsmacht Südafrika 
illegal besetzt gehalten worden war. Des­
sen letzter Generaladministrator Louis Pie-
naar wurde am 22.März von Präsident Sam 
Nujoma i n Windhoek verabschiedet, wie 
der UN-Generalsekretär i n seinem letzten 
Bericht über die Umsetzung der Resolution 
435 festhielt (S/21215). 
Erklärtermaßen soll nun dem langjährigen 
Kriegszustand während des Befreiungs­
kampfes eine Phase gutnachbarschaftlicher 
Beziehungen zur südafrikanischen Regie-

Vereinte Nationen 3/1990 107 



rung folgen. Angesichts der bestehenden 
Hypotheken nicht nur i n ökonomisch-so­
zialer und struktureller, sondern auch i n 
politischer Hinsicht mag ein solcher 
Wunsch einmal mehr skeptische Zurück­
haltung hinsichtlich seiner Möglichkeiten 
zur Verwirklichung provozieren. Fest steht 
jedoch, daß die neue Phase der regionalen 
Neuordnung i m Südlichen Afrika bereits 
untilgbare Spuren hinterlassen und irrever­
sible Prozesse i n Gang gesetzt hat. 
A m 17.April 1990 empfahl der Sicherheits­
rat i n seiner Resolution 652 (Text: S.119 
dieser Ausgabe) einstimmig, dem Antrag 
der Republik Namibia auf Mitgliedschaft 
i n den Vereinten Nationen (S/21241) zu fol­
gen und der Generalversammlung die Auf­
nahme als 160.Mitglied der Weltorganisati­
on zu empfehlen. Dies ist am 23.April m i t 
Resolution S-18/1 geschehen. 
Daß die durch allgemeine Übereinstim­
mung vollzogene Aufnahme Namibias auf 
der Eröffnungssitzung der m i t Fragen der 
internationalen wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit befaßten 18. Sondergeneralver­
sammlung erfolgte, ist nicht ohne symboli­
sche Bedeutung: War die >Namibiafrage> 
jahrzehntelang immer wieder eines der 
zentralen politischen Themen der General­
versammlung und des Sicherheitsrats ge­
wesen, so sieht sich der nun unabhängige, 
aber gleichwohl i n die weltwirtschaftli­
chen Verflechtungen und Abhängigkeiten 
eingebundene neue Staat künftig vorrangig 
den Alltagsproblemen eines Entwicklungs­
landes gegenüber. 

Henning Melber • 

Sozialftagen und Menschenrechte 

44. General Versammlung: Fakultativproto­
koll zur Abschaffung der Todestrafe - Er­
folg einer deutschen Initiative - Abseits­
stehen islamisch geprägter Staaten und der 
USA (15) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 1/ 
1988 S.28ff. fort. Vgl. auch Irene Maier, In i ­
tiativen zur Abschaffung der Todesstrafe, 
V N 1/1981 S.6ff.|. 

I . M i t der Annahme des Zweiten Fakulta­
tivprotokolls zu dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (IP-
bürgR) zur Abschaffung der Todesstrafe 
(Text: S.118f. dieser Ausgabe) m i t Resoluti­
on 44/128 der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen ist eine Initiative der 
Bundesrepublik Deutschland zur völker­
rechtlichen Ächtung und weltweiten Ein­
dämmung der Todesstrafe nun doch noch 
erfolgreich abgeschlossen worden. Die Be­
ratung des am 19.November 1980 von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs, 
der von Costa Rica, Italien, Österreich, Por­
tugal und Schweden mitunterzeichnet 
worden war, hatte in den Gremien der 
Weltorganisation zunächst einen äußerst 
zähen Verlauf genommen. 
Nun ist das Protokoll am 15.Dezember 
1989 m i t den Stimmen von immerhin 
59 Staaten gegen 26 negative Voten bei 
48 Enthaltungen verabschiedet worden. 

Verfolgt man die Behandlung dieser Initia­
tive i n den neun Jahren seit ihrer Einbrin­
gung und berücksichtigt dabei auch die 
Vorgeschichte, so zeigt sich, daß weltweit 
die Zweifel an der Berechtigung der Todes­
strafe gewachsen sind und daß eine größere 
Sensibilität bei den Regierungen zum 
Problem der Todesstrafe eingetreten ist. 
Dieser Meinungsumschwung i n den Ver­
einten Nationen ist wesentlich auch durch 
den politischen Wandel i n der Sowjetunion 
und i n den osteuropäischen Staaten mitbe­
w i r k t worden, die sich i n der letzten Phase 
der Beratungen aktiv für das Protokoll ein­
gesetzt haben. Z u m Erfolg hat schließlich 
aber auch beigetragen, daß zahlreiche afri­
kanische und asiatische Staaten durch 
Stimmenthaltung mitgeholfen haben, daß 
der Entwurf passieren konnte, wobei zu be­
rücksichtigen ist, daß nach wie vor die vom 
Islam geprägten Staaten die Abschaffung 
der Todesstrafe als unvereinbar m i t ihrer 
Religion ansehen und deshalb ablehnen. 
I I . Bei dem Protokoll handelt es sich nicht 
u m ein Änderungsprotokoll zu Art ike l 6 
Absatz 2, 4, 5 und 6 IPbürgR i m Sinne der 
gänzlichen Abschaffung der dort unter Be­
schränkungen noch zugelassenen Todes­
strafe, sondern u m ein Zusatzprotokoll, 
das nur die es ratifizierenden Staaten bin­
det und für diese die Regelungen des Art.6 
IPbürgR obsolet werden läßt. Insofern und 
auch seinem Inhalt nach lehnt sich das 
I I . Fakultativprotokoll an das Protokoll 
Nr.6 vom 28.April 1983 zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention über die Ab­
schaffung der Todesstrafe an. 
A n der Spitze des Protokolls (Art . l Abs.l) 
steht das Verbot, eine Person, die der Herr­
schaftsgewalt eines Vertragsstaates unter­
worfen ist, hinzurichten. Hierbei handelt 
es sich u m ein Individualrecht, der einzel­
ne kann sich also unmittelbar darauf beru­
fen. Demgegenüber sind die übrigen Be­
stimmungen des Protokolls Staatenver­
pflichtungen und richten sich somit an den 
Staat als Adressaten, der entsprechende 
Maßnahmen zu treffen hat. 
A r t . l Abs.2 verpflichtet den Staat, die erfor­
derlichen Maßnahmen zur Abschaffung 
der Todesstrafe i n seinem Herrschaftsbe­
reich zu ergreifen. Allerdings ist hiervon ei­
ne Ausnahme zulässig: Sofern die Rechts­
ordnung eines Staates die Todesstrafe für 
schwerste Verbrechen militärischer Art , die 
während eines Krieges begangen worden 
sind, vorsieht, kann er diese beibehalten. 
Er kann bei der Ratifizierung einen ent­
sprechenden Vorbehalt erklären (Art.2). 
Die Abschaffung der Todesstrafe ist not­
standsfest; die i n Art .4 IPbürgR zugelasse­
ne zeitweise Außerkraftsetzung von Men­
schenrechten i m Falle eines die Existenz 
des Staates bedrohenden Notstandes 
kommt also nicht i n Betracht (Art.6 Abs.2). 
Das I I . Fakultativprotokoll wird auch i n 
das Überwachungsverfahren des IPbürgR 
und seines I . Fakultativprotokolls einbezo­
gen. Die Staaten, die das I I . Fakultativpro­
tokoll ratifizieren, müssen nach Art.40 IP­
bürgR dem zur Überwachung der Verwirk­
lichung des Pakts eingesetzten Menschen­
rechtsausschuß auch über die Einhaltung 
der übernommenen Pflicht zur Abschaf­

fung der Todesstrafe berichten. Soweit die­
se Staaten sich der Staatenbeschwerde 
nach Art.41 IPbürgR beziehungsweise der 
Individualbeschwerde nach dem I . Fakulta­
tivprotokoll zum IPbürgR unterworfen ha­
ben, ist die Zuständigkeit des Menschen­
rechtsausschusses allerdings nur dann be­
gründet, wenn sie eine entsprechende zu­
sätzliche Erklärung abgeben. 
I I I . Das von der 44.Generalversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedete Pro­
tokol l s t immt weitgehend m i t dem von der 
Bundesregierung 1980 vorgelegten Entwurf 
überein, m i t Ausnahme der folgenden 
Punkte: 
• Während der ursprüngliche deutsche 
Entwurf die Vertragsstaaten zur rechtli­
chen Abschaffung der Todesstrafe i n ihrem 
Herrschaftsbereich und dazu verpflichtete, 
sie weder zu verhängen noch zu vollstrek-
ken, verbietet das Protokoll strikt nur die 
Exekution, läßt den Staaten aber eine 
Übergangsfrist zur Abschaffung i n ihrer 
Rechtsordnung (Art . l Abs.2: »ergreift alle 
erforderlichen Maßnahmen«). 
• Die einer Reihe von Staaten entgegen­
kommende, übrigens auch i n Art .2 des 
6.Zusatzprotokolls zur Europäischen Men­
schenrechtskonvention enthaltene Mög­
lichkeit, daß ein Staat die Anwendung der 
Todesstrafe für schwerste i m Krieg began­
gene Straftaten militärischer A r t i m Wege 
einer Vorbehaltserklärung beibehält, war 
i m deutschen Entwurf nicht vorgesehen. 
• Nicht übernommen aus dem deutschen 
Entwurf wurde das Verbot, die Todesstrafe, 
nachdem sie abgeschafft war, später wieder 
einzuführen. 
Der jetzt verabschiedete Text beruht auf 
dem Vorschlag des Sonderberichterstatters 
der TJnterkommission zur Verhütung von 
Diskriminierung und für Minderheiten­
schutz, des Belgiers Marc J. Bossuyt. Nach­
dem die für die Behandlung des Antrags 
vom 19.November 1980 zuständige Unter­
kommission zunächst keine Fortschritte 
erzielte, weil eine Reihe von Staaten die 
Beratungen blockierte, legte Bossuyt zur 
39.Tagung der Unterkommission 1987 
nicht nur einen sehr gründlichen und abge­
wogenen Bericht, sondern auch eine etwas 
flexiblere Neufassung des Protokollent­
wurfs (UN Doc.E/CN.4/Sub.2/1987/20 
v.29.6.1987) vor, der am 24.August 1988 an 
die Menschenrechtskommission weiterge­
leitet wurde. Diese hat sich auf ihrer 45.Ta­
gung i m Februar 1989 damit befaßt und den 
Entwurf über den Wirtschafts- und Sozial­
rat dem Generalsekretär m i t der Empfeh­
lung zugeleitet, Stellungnahmen der Re­
gierungen einzuholen und ihn der General­
versammlung vorzulegen. Bei dieser 45.Ta­
gung der Menschenrechtskommission hat 
sich die Sowjetunion übrigens ausdrück­
l ich für die Abschaffung der Todesstrafe 
ausgesprochen und erklärt, sie wolle sich 
an der Ausarbeitung des I I . Fakultativpro­
tokolls beteiligen. Zwar gebe es i n der So­
wjetunion geteilte Meinungen zur Todes­
strafe. Die sowjetische Regierung beabsich­
tige jedoch, die Zahl der Verbrechen, die 
m i t Todesstrafe geahndet werden, i n ihrem 
Strafrecht zu reduzieren. Sie hoffe, daß 
durch diese Initiative die öffentliche Mei-
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